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Der Putsch
Das Handeln des Westens in Venezuela offenbart die zunehmende Missachtung der
internationalen Rechtsordnung.
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Jemand ruft sich selbst zum Präsidenten aus, obwohl es
einen gewählten Amtsträger gibt, und ruft fremde
Mächte zu seiner Unterstützung ins Land. Was
Guaidó, der Liebling der westlichen Presse, getan hat,



würde anderswo als Hochverrat eingestuft. Man muss
sich nur einmal vorstellen, ein Deutscher erklärte sich
zum „Übergangsbundeskanzler“ und würde dabei von
Russland oder China unterstützt, um die Absurdität
dieses Vorgangs zu begreifen. Immer mehr agiert die
sich unbesiegbar wähnende westliche
Staatengemeinschaft über alle geografischen und
rechtlichen Grenzen hinweg und versucht mit offener
Willkür den Globus zu dominieren. Macht rangiert vor
Recht, und das Völkerrecht als letzte halbwegs
verlässliche Zuflucht der Schwachen wird bedenkenlos
demontiert.

Rechtsstaatlichkeit

Dabei handelte es sich aber nicht nur um einen einfachen Empfang,
wie unsere Medien und Politiker immer wieder zu verharmlosen
versuchen. Vielmehr brachte Kriener auch die eindeutig politische
Absicht zum Ausdruck, dass darum gehe, dass Guaidó weiterhin
„seine Funktionen als Parlamentspräsident und Interimspräsident
erfüllen“ (1) könne. Doch selbst der Wissenschaftliche Dienst des

Die Regierung Venezuelas hat den deutschen Botschafter Daniel
Kriener des Landes verwiesen, weil er sich entgegen diplomatischer
Gepflogenheiten offen in die inneren Angelegenheiten des Landes
eingemischt habe. Kriener hatte Guaidó am Flughafen empfangen
zusammen mit anderen Botschaftsvertretern hauptsächlich aus den
Staaten der Westlichen Wertegemeinschaft (WWG). Damit sollte
Guaidó, der sich über das Ausreiseverbot hinweggesetzt hatte, vor
dem Zugriff der venezolanischen Strafverfolgungsbehörden
geschützt werden.



Landes, das der deutsche Botschafter vertritt, hat gerade dessen
Legitimation als Interimspräsident als völkerrechtlich zweifelhaft
angesehen.

Nicht nur dass der deutsche Außenminister das Verhalten seines
Botschafters deckt, er stellt sich sogar ausdrücklich weiterhin hinter
Guaidó, obwohl dieser doch gerade eine der heiligen Kühe des
Wertewestens geschlachtet hatte, die Rechtsstaatlichkeit. Er hat das
Ausreiseverbot ignoriert, sich selbst ein Amt angeeignet, das ihm
von der Verfassung des Landes nicht zusteht. Zudem hat er von
Kolumbien aus zum illegalen Grenzübertritt aufgefordert sogar
unter Anwendung von Gewalt. Er hat fremde Mächte zur
Intervention aufgerufen und während seiner Abwesenheit aus
Venezuela den Kontakt zu diesen fremden Mächten aufgenommen,
um mit diesen das weitere Vorgehen gegen sein Land zu erörtern.
All das kann man nicht anders als Hochverrat bezeichnen.

Nun kann man sicherlich trefflich darüber streiten, ob das Verhalten
des deutschen Botschafters vom rechtsstaatlichen Gesichtspunkt
kritikwürdig, aber von der höheren Warte der westlichen Werte aus
ohne weiteres vertretbar ist. Wie aber würden wohl die Vertreter
dieses Standpunktes darauf reagieren, wenn der Botschafter
Venezuelas, begleitet von Diplomaten Russlands, Chinas, des Iran
und der Türkei, den Katalanen Puigdemont auf spanischen Boden
zurückbegleiten oder dort empfangen würden, um ihn vor den
Strafverfolgungsbehörden des spanischen Staates zu schützen?

Wären sie dann auch immer noch so großzügig in der Auslegung
rechtsstaatlicher Prinzipien, hätte Puigdemont versucht,
Verbündete im Ausland zu finden, die zur Unterstützung der
katalanischen Unabhängigkeit bereit gewesen wären, militärischen
Druck auf Spanien auszuüben? Im Gegensatz zu Venezuela hat
Spanien zum Glück wenig Feinde, die sich einem solchen Vorgehen
anschließen würden. Aber wie hätte man wohl reagiert im Westen,
wenn Puigdemont tatsächlich welche gefunden hätte? Wäre man



mit ihm so verständnisvoll umgegangen wie mit Guaidó? Die
Reaktionen aus den Zentralen der WWG auf dem Höhepunkt der
katalanischen Freiheitsbewegung vor etwa anderthalb Jahren sahen
ganz anders aus.

Legitimation

Guaidó stützt seinen Machtanspruch auf subjektive, nicht belegte
Behauptungen, dass Nicolas Maduro Schuld sei an der Armut im
Lande und deshalb auch den Rückhalt in der Bevölkerung verloren
habe. Damit habe er das Recht verspielt, als Präsident das Land zu
regieren. In dieser Ansicht folgen ihm die meisten Staaten des
Wertewestens und rechtfertigen damit alle ihre Maßnahmen, die zu
einer weiteren Verschärfung der Armut führen, obwohl sie doch
vorgeben, diese bekämpfen zu wollen.

Einmal abgesehen davon, ob diese Behauptungen Guaidós der
Wirklichkeit entsprechen, so sind die zugrunde liegenden
gesellschaftlichen Befunde unterschiedlich auslegbar. Wer aber
unter den Krisenursachen die Sanktionen gegen das Land
unerwähnt lässt oder ihre Bedeutung für die wirtschaftlichen
Verhältnisse leugnet wie Guaidó und seine Hintermänner, der
macht sich unglaubwürdig. Zudem stellt sich die Frage: Würde die
WWG zu einem ähnlichen Urteil kommen und eine entsprechende
Sanktionspolitik betreiben, wenn es um einen der Ihren ginge?

Denn Vorwürfe, die von westlicher Seite gegenüber Maduro
erhoben werden, träfen genau so gut auch auf den
Musterdemokraten Emmanuel Macron zu. „Befragt nach dem
Vertrauen in den aktuellen Präsidenten landet Macron nur bei
einem Wert von 23 Prozent, wie eine am Freitag veröffentlichte
Umfrage der Meinungsforschungsinstitute Cevipof und Opinionway
ergab. Damit hat der einstige politische Senkrechtstarter innerhalb



eines Jahres 13 Prozentpunkte verloren.“ (2). Eine ähnliche Bilanz
kann für Maduro nicht aufgeführt werden.

Trotzdem würden es Macron und der Wertewesen sicherlich als
eine vollkommen unzulässige Einmischung in die inneren
Angelegenheiten Frankreichs ansehen, wenn Venezuela —
orchestriert von Peking, Moskau, Teheran und Ankara — angesichts
dieser Lage vom französischen Präsidenten Neuwahlen fordern
würde. Man stelle sich die Empörung in den Hauptstädten der
selbsternannten Guten vor von Tokio bis Washington, würde
Maduro wie die EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini diese
Forderung auch noch verbinden mit einem Ultimatum und der
Drohung, dass man bei Nichterfüllung den politischen Gegner
unterstützen werde — also Marine LePen oder Jean-Luc Mélenchon.

Erzwungene Hilfe

Seit einem Vierteljahr schon demonstrieren die Gelbwesten unter
anderem auch gegen die Armut in Frankreich. Diese haben sie
ausdrücklich in ihrer Erklärung neben vielen anderen als Motiv für
ihren monatelangen Protest angeführt. Sie scheint also für weite
Teile der französischen Bevölkerung ein offensichtlich ernsthaftes
Problem zu sein. Es gibt daher nicht nur Armut und mangelnde
Legitimation in Venezuela sondern sogar im WWG-Mitglied
Frankreich. Wo bleiben die scharfen Sanktionen und die
Unterstützung für die Gelbwesten, die doch nichts anderes wollen
als die Anhänger Guaidós: ein Ende des Elends?

Nun stelle man sich angesichts dieser Situation in Frankreich vor,
dass Länder wie China oder Russland der verarmten französischen
Bevölkerung zu Hilfe kämen und mit Containerschiffen voller
Hilfsmittel in Frankreichs Häfen einlaufen wollten. Worin bestünde
da der Unterschied zu den amerikanischen Hilfsmitteln, die in



Kolumbien und Brasilien angehäuft werden? Wie aber würde wohl
die französische Regierung reagieren, wollten China oder Russland
unter Androhung von Gewalt den unkontrollierten Zugang dieser
Güter auf französisches Staatsgebiet erzwingen — Armut hin, Armut
her?

Alle Staaten der Welt verfügen über zoll- und gesundheitsrechtliche
Auflagen für den Zugang fremder Waren auf das eigene
Staatsgebiet. Auch Deutschland lässt keine Wurst und keine
undurchsichtigen Verpackungen aus Ländern außerhalb der EU
unkontrolliert passieren. Die Propaganda des Wertewestens erklärt
aber im Falle Venezuelas zum Verbrechen, was der eigenen Praxis
und Gesetzeslage entspricht. Wenn es also politisch zweckmäßig
ist, erklärt man kurzerhand einen normalen Abwicklungsvorgang an
der Grenze zum Verbrechen an der Bevölkerung.

Andererseits aber spielt die Not der eigenen Bevölkerung keine
Rolle, wenn es zweckmäßig ist für die eigenen politischen
Interessen oder die von Verbündeten. Es sei erinnert an den
russischen Hilfskonvoi, der während des Ukraine-Konflikts 2014 die
Not der Menschen in der Ostukraine lindern sollte. Der musste
umkehren, weil die ukrainische Regierung keine russische Hilfe
annehmen wollte. In diesem Falle reagierte der Wertewesten ganz
anders: „Die NATO hatte bereits Ende vergangener Woche vor der
Gefahr einer Intervention unter dem Deckmantel humanitärer Hilfe
gewarnt“ (3).

Dass die Gefahr einer „humanitären“ Aggression, wie sie Maduro
von den Hilfsmitteln der Amerikaner befürchtet hatte, immerhin im
Bereich des Möglichen ist, hat ja gerade die Sichtweise der NATO im
Fall der Ukraine bestätigt. Die Vorsicht gegenüber einer solchen
möglichen Interventionsgefahr gilt für den Verbündeten und
politischen Gefolgsmann Ukraine als selbstverständlich. Bei Maduro
aber wird sie propagandistisch umgemünzt als die Schandtat eines
Despoten, der sein Volk weiter hungern lassen will.



Im Falle der Ukraine spielten Armut und Not der eigenen Landsleute
keine Rolle. Ist das nicht auch Krieg gegen das eigene Volk? Oder
führen solche Kriege nur die Regierungen, die sich gezwungen
sehen, sich militärisch gegen vom Westen unterstützte Rebellen zur
Wehr zu setzen wie Libyen, Syrien und andere?

Verfall des Rechts

Angesichts der Entwicklung seit dem 11. September 2001 stellt sich
die Frage: Was ist eigentlich noch richtig und was falsch? Was ist
Ausdruck einer Menschenrechts-Ethik und was Heuchelei? Was ist
politisch geboten, und was verbietet sich im Interesse der
Bevölkerung? Und vor allem aber: Wer definiert, was das Interesse
der Bevölkerung ist? Wer beurteilt, ob es gewahrt oder gefährdet
ist? Definitionen und Wertmaßstäbe, die vor Jahren noch als klar
und eindeutig galten, werden unscharf und durch ihre einseitige,
interessengetriebene Auslegung fragwürdig. Der scheinbar politisch
neutrale und ethisch begründete Kampf für Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte des Wertewestens
offenbart sich zunehmend als Kampf um die eigene Vorherrschaft
unter dem Deckmantel dieser Begriffe.

Man kann sicherlich unterschiedlicher Meinung sein über die
Vorstellungen von Rechtsstaatlichkeit in den verschiedenen
Ländern dieser Welt. Man kann auch die eigenen Standards als
verbindlich erklären für den Rest der Welt, was der Wertewesten
täglich demonstriert. Im Moment gibt es keine Kraft, die ihn daran
hindert oder hindern kann, ohne vielleicht einen größeren
militärischen Konflikt zu riskieren.

Nur, wie erklärt man dann der Welt, dass die Nicht-Einhaltung
dieser selbst formulierten eigenen Standards bei den einen zu
schwerwiegenden Folgen führt in Form von Sanktionen bis hin zu



Kriegseinsätzen, während man bei strategischen Partnern und vor
allem bei sich selbst wohlwollend beide Augen zudrückt? Führen die
Ermordung und Zerstückelung eines Regimegegners, die öffentliche
Auspeitschung oder gar Enthauptung von Verurteilten beim
strategischen Partner Saudi-Arabien nur zu lauwarmen
Ermahnungen vonseiten des Wertewestens, zieht die
Strafverfolgung Guiadós, der immerhin gegen Auflagen verstoßen
und sich mit fremden Mächten gegen das eigene Land verbündet
hat, schwerste Sanktionen nach sich. Das erkläre man mal der Welt.
Und das ist es, was der WWG immer schwerer fällt und sie auf Kritik
immer empfindlicher reagieren lässt.

Denn es genügt nicht, ethische Grundsätze wie Menschenrechte zu
formulieren, man muss gerade als diejenigen, die sich zu deren
Hüter aufschwingen, deutlich und unmissverständlich zeigen, dass
diese Grundsätze bei denen in den besten Händen sind, die sie
aufstellten. Lange ist das dem Wertewesten gelungen, als er nach
der Aufgabe des Antikommunismus die Menschenrechte als
Richtschnur für das politische Handeln in der Welt ausgerufen hatte
(4). Lange haben viele Menschen sich darin täuschen lassen, dass
das politische Handeln der WWG allein diesem Grundsatz
untergeordnet zu sein schien.

Davon ist aber wenig geblieben. Je mehr diese Werteorientierung
durch das eigene Verhalten an Glaubwürdigkeit verliert, umso
deutlicher tritt ihre inhaltliche Leere hervor. Die Widersprüche
zwischen dem wirklichen Handeln und den Sonntagsreden in Bezug
auf die westlichen Werte werden einerseits immer offensichtlicher
und andererseits immer schwerer zu erklären und zu überbrücken.
Die Überzeugungsarbeit wird immer mehr ersetzt durch
Behauptung und Dogma.

Wie im Mittelalter Kirchenvertreter den Widersprüchen zwischen
Bibeltext, Kirchenpolitik und Realität immer mehr entgegentraten
durch den Verweis auf Gottes Wille und den Appell an den Glauben,



so genügt als Berechtigung westlichen Handelns deren Vertretern
zunehmend der Verweis auf die Werte, die sie zu vertreten
vorgeben. Der Anspruch auf die alleinige Deutungshoheit über diese
„westlichen“ Werte, führt in der WWG zur Vorstellung eigener
moralischer Überlegenheit gegenüber anderen Völkern und
Gesellschaften mit anderen Wertmaßstäben.

Da ist ein neues Herrenmenschendenken entstanden. Das gründet
sich nicht mehr auf der Illusion rassischer Überlegenheit sondern
auf der Inanspruchnahme höherer moralischer Werte für sich selbst
und die eigene Gefolgschaft. Aus dieser Orientierung an überlegen
geglaubten Werten nimmt die WWG für das eigene Handeln höhere
Rechte in Anspruch, als für das Handeln und die Bedürfnisse anderer
gelten. Das schließt in den Augen des Wertewestens auch den
Einsatz von Sanktionen und Kriegen als Mittel der humanitären
Intervention mit ein. Vom Westen geführte Kriege erklärt er somit
zu einer humanitären Mission.
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„Venezuela im Zentrum globaler Konflikte“
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